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Sehr Y,iel hätte icn Ihnen noch zu sagen über das Personal wesen, über die 
Bitternis der Denazifizierung, die soviel leiblic:he und seelische Not geschaHen, 
die nadl. zähem Ringen um Recht und Geredltigkeit soweit überwunden ist, daß 
in meiner Verwaltung, dann, wenn die verschiedenen Verfahren abgeschlossen 
sind. bei Anstellungen und Beförderungen kein Unterschied zwischen Pgs und 
Nichl-Pgs meh r gemadlt wird; daß nach einem gesunden Leistungsgrundsatz 
befördert werden kann, daß neue Laulbahnvorsdtriften angewendet werden 
sollen, die dem unteren, dem mittleren Beamten eine ernte Au(sliegsmöglidlkeit 
geben. 
Ich möchte sehr gern vor einer solchen Zuhörerschaft einmal sehr ausführlidt 
über das Berufsbeamtentum, seine geschichtlidlen redttlidlen Grundlagen, seine 
berufsethisdlen, soziologisdlen, staatspolitisdlen Werte spredlen und damit über 
den Kampf um e in neues Beamtenredlt. 
Idl mödlte einmal aufzeigen die Wedlselwirkungen zwischen Post und Wissen­
sdlart, über die besondere Systematik des Post- und Fernmelderedltes unte r 
besonderer Berüdl:sichtigung der internationalen Verträge, übe r Weltpostverein 
und internationale Konferenzen. 
Sehr gern würde idl den Weg zeigen, den die Post zu beschreiten gewillt ist, 
um du rth Selbsthilfe zu einem geredlten sozialen Ausg leich zu kommen, ilber 
meine Postleidensdlaft hat mich "Schon viel zu weit fortgerissen, und wenn. ich 
mich bei Ihnen dafür entsdluldige, so habe idl doch d ie kleine Hoffnung, ClalS 
bei einigen der .jüngeren Zuhörer ein Funke gezündet hat und sie einmal ein­
t reten in unsere Reihe mit derselben Hingabe, die bewußt so tut, als wäre nur 
die geliebte alte Deutsdle Post auf dieser Welt vorhanden. 
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Der Föderalismus in der smweizerismen Verkehrspolitik ') 
Von Dr. jur. Fritz Wa n n er. 

Generalsekretär der Sdlweizerisdlen Bundesbahnen 

J. Vom föderalistischen Staatsaufbau: Gemeinde - Kanton - Bund 

Vor deutsdlen Verkehrsfachleuten einen Vortrag über sdlweizerische Verkehrs­
fragen halten zu dürfen, ist gleidlzeitig eine Auszeichnung und eine Verpnich­
tung. Eine Auszeichnung, weil es als dankbare und schöne Aufgabe erscheint, 
nadl einer Zeit der Trennung und Zerrissenheit wieder alte Beziehungen auf­
zunehmen und neue anzuknüpfen. Eine Verpflichtung, weil ich spüre, wie 
sdlwierig es heute sein muß, jenen Ton zu finden, der in der Not der Nach­
kri egszeit Intellekt und Gefühl, Herz und Verstand gleidlermaßen anzusprechen 
vermag. 

Im bille Sie deshalb zum vornherei n um Nadlsicht, wenn es mir nicht gelingen 
sollte meine Ausführungen ganz auf Ihr seelisches Klima abzustimmen. Da 
man mir hinsichtlidl des Themas völlige Freiheit ließ, versuchte idl, soweit das 
einem Außen'stehenden möglidl ist, mich in Ihre Situation zu versetzen. 

Es ist mein Bestreben, Ihnen mit allen Licht- und Schattenseiten zu zeigen, wie 
sich in der Sdlweiz unser tiefeingewurzeltes föderalistisches Staatsbewußtsein 
in der Verkehrspolitik auswirkt. Nidlts liegt mir aber 'ferner, als Jhnen die 
Schweiz in dieser Hinsicht etwa als Vorbild hinstellen zu wollen. Denn die 
ausgeprägte föderalistisdle Staatsstruktur der Schweiz hat sich in den letzten 
hundert Jahren gar zu oft für die Verkehrsentwiddung audl als Bremsgewicht 
erwiesen. Sie ist jedodl eine Gegebenheit, mit der zu redlnen ist. Wir müssen 
sie hinnehmen wie die geographischen und topographischen Verhältnisse oder 
wie die audl nidlt zu ändernde Tatsadle, daß ein Drit~el der Bodenfläche der 
Sdlweiz aus unproduktivem Gletsdler- und Felsgebiet besteht. 

Föderalismus sdlweizerischer Prägung ist vielleidlt vom Ausland und auch vom 
deutschspradligen Nadlbarn her als staatsbildende Kraft nicht leicht zu. erfassen. 
Unser B und e s s t a a t ist keine fteißbretlkonstruktion und widerspridlt in 
mancher Hinsicht rein vernunft mäßiger Uberlegung. Denn die Gemeinde und 
der Kanton, auf deren Existenz der Bund aufgebaut ist, sind kräftige Realitäten 
und stehen, wenn nicht dem Verstand, so sicher dem Herzen des Schweizers 
näher als der Bund. Wenn ein ViereinhalbmilIionenvolk sich neben einer gut­
ausgebauten Bundesverwaltung den Luxus von 22 Kantonsverwallungen und 
über 4000 Gemeindeverwaltungen leistet, so mag das im ersten Moment einer 
Versdlleuderung von Energien gleidlkommen. Dies um so mehr, wenn es sidl 
dabei tatsächlich um eine Vi elzahl von politisdi' autonomen Körpersdlaflen han­
delt. Die Gemeinde-Autonomie ist aber in der Sdlweiz kein leeres Sdllagwort ; 
die Kantone sind souveräne und oft sehr selbstbewußte und traditionsstolze 
Staatswesen, die alles andere als Marionetten in der Hand der Bundesregierung 
sein wollen. Zentralismus und Föderalismus befinden sich in einem wohl aus­
gewogenen Gleimgewidlt. Bundesrecht, kantonales und Gemeinderecht stehen 
sich als selbständige Partner gegenüber. Mit Erdrutsdlen in der traditionellen 
Grenzziehung zwisdlen Bund, Kantonen und Gemeinden ist ebenso wenig zu 

'} Vortrag, gehalten am 17. 2. 1949 im Rahmen einer Vortragsveranstaltung des Insti­
tuts für Verkehrswissensdlaft an der Universität Köln. 
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rechnen wie mit plötzlichen Änderungen im Leben und in der Zusammensetzu.ng 
der politisdlen Parteien. 

Ich konnte Ihnen diesen kleinen staatspolitischen Abstecher deshalb nidlt er­
sparen, weil er das Verständnis für manche Eigenart der sdtweizerisd\en Ver­
kehrspolitik erst ermöglidlt. Denn die Verkehrspolitik ist ja immer nur ,~in 
Teil der allgemeinen Wirtschafts-, Sozial., Kultur- und Staatspolitik. In ihr 
spiege lt sich die politische Uberzeugung eines Volkes ebenso sehr wie jm 
Behördenaufbau und in den übrigen staatlichen Einrichtungen e.ines Landes. 
Sie ist kein Ding an sich, das sozusagen im luftleeren Raum steht. Sie darf in 
der Demokratie auch nie zum Reservat einiger weniger Spezial isten werden. 
Die Entscheidungen werden letzten Endes ja audt auf diesem Gebiet bei uns 
vom Bürger mit dem Stimmzettel get roffen. Damit werden audt die G ren 70 e n 
der Verkehrspolitik zur Verke br swissenschaft sic ht · 
bar: Diese braucht keine Rücksichten zu nehmen auf politisdte MachtverhHlt· 
nisse, auf praktisdte Verwirklidtungsmöglidtkeiten. Demgegenüber ist die Ver· 
kehrspolitik die Kunst des Möglichen; sie bleibt den Realitäten verhaftet und 
ist deshalb oft dazu verurteilt, auf Umwegen und mit unlogisch erscheinend en 
Zwischensdtritten e in Ziel zu erreichen. Manche noch so wertvolle Erkenntnis der 
Verkehrswissenschaft ist daher nidtt sofort verwertba.f. Das gilt heute vor 
allem für die Lehre, daß der Verk e hr ein Ganzes bildet und daß 
die versdtiedenen Verkehrsmittel vom Gesetzgeber auch als eine Einheit be· 
handelt werden sollten . Von der Verwirklichung dieses Postulates sind wir in 
der Sdtweiz, aber audt in allen andem Ländern, noch weit entfernt. 

11. Föderallstlsme Tendenzen in der EIsenbahnentwicklung 

Muß es unter diesen Umständen verwundern, daß in der Schweiz der Gedanke 
der Bundesbahnen rund 50 Jahre bis zur völligen Reife benötigte? Daß a uf 
100 Jahre Bundesstaat 50 Jahre kantonaler und privater EisenbahnherrsdJ.aft 
entfielen? Dies, obwohl sdton 1849 im Nationalrat bei der Beratung des ersten 
EiseIibahngesetzes der Kommissionspräsident ein visionär anmutendes Bild der 
zukünftigen Staatsbahn entwarf, a ls e r sagte: 

. Das Eisenbahnwesen der Schweiz soll e ine nationale SdJ.öpfung sein, I~in 
kräftiges Bindemittel für alle unsere Stä mme, eine neue Tat de r lebenskräft i~ren 
Demokratie, ein großes Denkmal unseres neuen Bundes. · 

Trotzdem war damals erst die sog. S pan i s e h B röt I i· B ahn zwi<;cben 
Züridt und Baden gebaut, deren lOOjähriges Jubiläum das Schweizer Volk im 
Sommer 1947 mit einer überraschenden Begeisterung feierte. 

• Die Beratung des ersten Eisenbahngesetzes endigte 1852 mit einer großen Uber· 
rasdtung: Die Verfedtter des Staats baues mit staatlicher Zinsgarantie und einer 
eidgenössischen Planung eines Stammliniennetzes erlitten eine Niederlage, I)b· 
wohl englische Fachleute ein ledmisch überzeugendes Gutachten für den Bundes· 
rat ausgearbeitet hatten. Die Kantone erwiesen sidt a ls stärker als der Bund: 
Das erste Eise n ba hng es, e tz übertrug,die Eisenbahnh o h e-i t 
den K a n ton e n. Es folgte eine Periode fiebe rhaften Bauens unter kantonalen 
und regionalen Blickpunkten. Dabei wurden Fehler begangen, die teilwe ise 
heute noch nicht ganz ausgemerzt sind und die zu vielen Kapitalverlusten 
führten. Gleichzeitig wurde aber das Land in einem Tempo von der SdtiEme 
erobert, das den Vorteil der privaten Initiative für die Pionier· 
zeit in hellem Udtt ersdleinen läßt. Es ist kaum anzunehmen, daß beim Staa ts· 
bau eine so große EisenbahndidJ.te und gar eine mittlere Stalionsentfernung von 
3,6 km erreicht worden wäre. 'Das muß man sich vor Augen halten angesicbts 
der starken Dezentralisierung der Industrie und der wirksamen Hilfe der Eisen· 
bahnen gegen eine zu weitgehende Verstädterung in der Sdtweiz. 

Föderalismus in der smweizerischen Verkehrspolitik 123 

Mit vielen kleinen Zwischensdu'ilten und zeitweiligen Rüc:X!ällen legte man 
dann in der Schweiz den Weg zurück, der zu dem Ihnen vertrauteren Bild der 
Eid 9 en ö s s i se hen Ei sen b a h oh oh e n führte, die mit dem Eisenbahn· 
gesetz von 1872 und der Revision der Bundesverfassung von 1874 verwirklidtt 
wurde. Und dann dauerte es noch e inmal mehr als 20 Jahre bis zur denkwür· 
digen, heißumstrit tenen Volksabstimmung vom 20. Februar 1898. Die Schweiz 

, ist wohl das einzige Land, das den Rückkauf seiner Hauptbahnen ausdrüCklich 
auf ei nen Willensentscheid des Volkes stützte. 

Diese Tatsadie macht es e rklärlidl, daß bei der Schaffung der Sdtweizerischen 
Bundesbahnen mandterlei Konzessionen an den Föderalismus gemacbt werden 
mußten. Zwar sind durdt die einschneidenden Reformen von 1923 an der födera­
listisdlen Struktur der Staatsbahn·Organisation wesentliche Vereinfachungen 
angebradlt worden. Vor allem wurden die Direktoren·Hypertrophie (eine Nad:!.· 
bildung der früheren Privatbahn verhältn isse), die Zahl der Kreise und Abtei· 
lungen, sowie der alte Verwaltungsrat in der Größe eines kleineren Parlamentes 
stark reduziert. Trotzdem hat die 'heutige Organisation der Bundesbahnen noch 
stark föderalistischen Charakter. Sie wird und muß diesen Charakter behalten, 
weil er im kleinen und großen ein genaues Spiegelbild unseres Behördenauf­
baues darstellt. Die drei Kr eis dir e k t ion e n mit Sitz in Lausanne, Luzern 
und Zü.ridt mit einer ungefähren Größe von je 1000 Netzkilometern verkörpern 
daher geradezu das föderative Staatsprinzip. Mit rein verstandesmäßigen Uber· 
legungen ist ihm ebensowenig beizukommen wie der Tatsjl.che, daß die hierar· 
dlische Spitze der Gen e r a I dir e k t i o n in Bern aus einem Dreierkollegium 
besteht. 
Die nach dem Kollegialprinzip a rbeitende Generaldirektion ist die oberste 
Bundesbahninstanz. Sie stellt die eigentliche Unternehmensleitung dar. Ihre 
Befugnisse sind von jenen der politisdten Behörden, vor allem des Bundesrates 
und der Bundesversammlung, deutlich getrennt. Die Bundesbahnen genießen 
nad:!. dem Willen des Gesetzgebers e in e w ei t geh e nd e Auto n 0 m ie. Die 
scharfe Trennung zwisdten Aufsidtt und Leitung und die deutliche Betonung 
der Selbs tändigkeit des Staatsbahnunternehmens s ind Errungenschaften, auf 
die man in der Schwe iz stolz ist. Sie wollen vor allem auch der politischen und 
psyd:!.ologisd:!.en Uberlegung Rechnung tragen, daß allzu große Madltzusam­
menballungen der Demokratie abträglidJ. sind. 
Dies ist auch einer der Hauptgründe dafür, daß es in der Sdl.weiz neben einem 
Netz von 3000 km Bundesbahnlinien nodt immer ein ebenso groBes Netz von 
Privatbahnen gibt. Zwar handelt es sich dabei viel eher um Kantonalbahnen, 
die an die Finanzkraft der Kantone und Gemeinden und audt des Bundes, große 
Anforderungen gestellt haben und nodt immer stellen. Daß man in der Schweiz 
das . g e m i s e h t e S y s t e rn - im Gegensatz zum Ausland solange beibebält, 
ist weitgehend wiederum ein Ausdruck des Föderativstaates. Gewiß ist die Zu· 
sammenarbeit von über 150 Privatbahnen mit den Bundesbahnen heute in einer 
Weise entwickelt, daß der Reisende s ich der versdJ.iedenen Eigentumsverhält· 
nisse höchst selten bewußt wird. Trotzdem ist die gemeinsame Willensbildung 
in Eisenbahndingen, handle es sidt nun um den Fahrplan, den Tarif oder die 
Werbung, durch das Vorhandensein einer großen Zahl von Privatbahnen zweifel· 
los erschwert. 
Weitere Verstaatlichungen werden jedoch in der Sdtweiz kaum mit dieser 
Begründung allein Aussidtt auf Erfolg haben. Vielmehr wird dafür vor allem 
der Gesichtspunkt eines besseren F i n anz aus g I e i e h es 70 w i sehen de m 
Bund und einzelnen Privatbahnkantonen maßgebend sein. 
Vor allem etwa die ungünstige Finanzlage eines Berg· oder Grenzkantons ,mit 
besonders hohen Eisenbahnlasten oder dann die teilweise erheblich höheren 
Taxen einzelner Privatbahnen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß in den nachsten 
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Jahren o?ch eInige Privatbahnen mit dem Bundesbahnnetz vereinigt werde n, 
so daß, em etwas abgerundeteres Staatsbahnnetz entsteht. Auch der G r u p _ 
pen b,ll dun 9 spr oz eß der Pr i v a t b ab n eo, wie er durdl das Privat­
bahnhIlfsgesetz von 1939 stark geförde.rt wurde, mag noch einige Fortschritte 
madlen. J edoch wird die Schweiz kaum je ganz auf das Nebeneinander v'on 
Bundesbabnen und Privatbahnen verzichten wollen, wobei die verbleibenden 
Privatbahnen allerdings nur regionale oder lokale Bedeutung haben werden. 
Diese Vorsicht und Zurü'ckhaltung in der Anwendung des Staatsbahnprinzips 
hat ihren Grund in der An 9 s t vor ein erz U 5 t a r k e n Zen t r a I i -
s a t ion, aber aud!. im Bestreben, die kantonale und regionale Verantwortung 
für die Eisenbahnen nimt weiter abzusmwämen. Maßgebend dafür ist smließ­
lim aum die Oberzeugung, daß das Vorhandensein gewimtiger kantonaler 
Bahninteressen eher eine Gewähr dafür bietet, daß zwismen Straße und Smiene 
e in vernünftiger Au sgleich gefunden wird. Denn in der Schweiz sind die Kan­
tone Eigentümer der Straße, was, wie wir nom sehen werden, eine Verkehrs­
koordination zwismen Bahn und Auto erschwert. 

Die bisherigen notgedrungen summarischen Ausführungen sollten zeigen, wie 
der Föderalismus als kräftige politische Realität das Wachstum der Eisenbahnen 
bee influßt und oft auch erschwert hat. Um so wertvoller ist deshalb die Fest­
stellung, daß es bei den Bundesbahnen weder je eine S p r ach e n fra q e 
gegeben hat, noch das, von einer Ausnahme abgesehen, je der A r bei t s­
fr i e d e ernstlim bedroht war. Für einen Verwaltungskomplex, der hinsicht­
lich Personalbestand, investiertem und jährlich umgesetztem Kapital sich in 
normalen Zeiten mit der ganzen übrigen Bundesverwaltung messen kann, e r­
scheint das durchaus nicht selbstverständlich. Mit welch s icherem Sinn fü r 
Proportionen und wirtschafLlicher Gerechtigkeit die Staatsbahn geleitet wird, 
zeigt auch der Verkehrsfriede in den ve rschi ede nen Landes­
te i I e n. Dabei ist zu berücksichtigen, daß Fahrplan und Tarif oder die Bewil­
l igung neuer Haltestellen, auch von Schnellzugshalten, äußerst subtil zu hand­
habende Instrumente sind, die regionale Begehrlidlkeiten und Empfindlic:ilkeit.en 
so oder so wecken müssen. Betradlte t man die Dinge in diesem Licht, so 
kommt man zur Uberzeugung, daß die Bundesbahnen auch eine staatspolitisdle 
Leistung aufzuweisen haben, daß eid gen ös s is c h es Ve rkeh r s­
den k e n langsame,_ aber simere Fortsdlritte macht. Ja, daß die Einteilung 
der dre i Kreise als Verwaltungsprinzip der Staatsbahn angesidlts der sprach­
lidlen, konfessionellen und politischen Versdliedenheiten ein erstaunlidles 
Gleidlgewicht herbeigeführt hat. 

Ist die Leitung der Staatsbahn nach dem Prinzip einer klaren Kommando­
Ordnung aufgebaut, 50 \ finden wir in den politisdlen Auf s i ch t s ins t an ­
zen unverkennbar ein demokratisdl bewußt gewolltes Mitspracherecht. \-Ver 
ein Mitspradleredlt von Bundesrat, Bundesversammlung und Volk in Eisen­
bahndingen nidit anerkennen will, der übe r sie h t die e m in e n t 
ö ff entliche F u nktio n des Fahrp l ans, des Tarifs, der Stel­
lung der Bundesbahnen al s Arbeitgeber für das e i ge ne 
Personal und für die private Lieferindu s trie. 

Er übersieht audl die Bedeutung des SBB-Personals in den Gemeinden und 
Kantonen als Steuerzahler, als Stimmbürger , als Kulturträget: Er vergewissert 
sidl zu wenig, weldles politisdle, wirtsdlaftlime und soziale Instrument de r 
Fahrplan und der Eisenbahntarif darstellen. Daß man mit diesem Mittel eine 
Politik des sozialen Au sg leichs, der Annäherung von 
Stadt und Land, der Verwirklichung praktischer So l ida­
rität der Landesteile, der I ndustrie und Landwirt sc h aft, 
von arm und re i ch be t r e i b en k a n n. Daß die Transporteinnahmen 
der Staatsbahn in der Höhe von über 600 Millionen Franken zum größten Teil 
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wieder der smweizerisdlen Wirtsdlaft zugeführt werden und sidl h i e r ein 
volkswirtschaftlicher Kreislauf ganz eigener Art ab­
s p i el t. Nicht nur kommt das in einer Zinsleistung zum Ausdruck. auf die 
ebenso sehr der kleine Sparer wie die Versicherungsgesellsdlaft und der Groß­
kapitalist aufbaut. Nein , audl die simere Vergebung der meisten Lie ferungen 
im Inland und die Tatsadie, daß das Personal sein ganzes Einkommen wiederum 
für Waren und Dienstleistungen in Ansprudl nimmt, lassen die Bedeutung der 
Runde~bahnen als des größten sdlweizerisdien Wirtsdiaftskörpers in hellem 
Licht ersc:ileinen. 

Dank einer glücklidien und konstruktiv erfolgreidien Zusammenarbe it mit der 
sdiweizerisdlen Industrie auf dem Gebiet der Eisenbahntedinik verkörpern 
heute die Bundesbahnen audl international einen anerkannten Qualitätsbegriff. 
Das hat sidi namentlich bei der Pi on ie r lei s t u ng der Eie k tri fi k a· 
t i 0 n gezeigt. Das Netz der Bundesbahnen ist heute bis an einen Rest von 
150 km voll elektrifiziert. Hie r, wie bei der Entwicklung neuer Triebfahrzeuge 
hat sidl zwisdlen Privatindustrie und Staatsbahn eine Arbeitsgemeinsmaft her­
ausgebildet, die der beiderseit igen Initiative einen weiten Spielraum läßt. 
So sichtbar solche techQisdien Leistungen sind, so wenig anerkannt sind leider 
ort nodl die wirtsdlaftlidlen, sozialen und kulturellen Leistungen der Staatsbahn 
als öffentlic:iler Dienst. Die Stichworte . D e zen t r a I isa t ion der In· 
dustrie, sozialer La s t enausg leich durch das Mittel d es 
Eisenbahntarifs, Annäherung von Stadt und Land dank 
ein e s gut aus g e bau t e n Fa h r p I a n SM sollen hier als Andeutung 
genügen. 

Damit wird die Notwendigkeit der Aufklärung und Informa t i on der 
Offentlichkeit ersichtlich, aber aum der Zwang, die Ventile der öffentlichen 
Kritik möglichst offen zu halten. Es handelt sidl. um eine äußerst subt ile Auf­
gabe, da die Grenze zwischen Information, Dokumentation und verkehrspoliti­
scher Beeinflussung, die als Propaganda empfunden wird, nimt immer leicht zu 
ziehen is t. Es is t eine Erfahrung, die sidl immer wieder bestätigt, daß der 
Schweizer auf a mt I ich e Pro p aga n d a sauer reag iert und daß sidi die 
politiSche WilJensbildung weitgehend in den politisdien Parteien und in der 
Tagespresse vollzieht. Das gilt auch für die Eisenbahnpolitik, so daß im 
Hinblick auf die Revision der Eisenbahngesetzgebung, die Verkehrskoordi­
nation, wie auch die aktuelle Sorge der Baufinanzierung der Eisenbahnen 
ein enger Kontakt mit Presse, R~dio, Film zu einer lebenswidltigen Aufgabe 
geworden ist. Dieser Kontakt wird dadurdi nicht erleidltert, daß unser kleines 
Land über einige hundert politischer Zeitungen verfügt, die in den vier 
Landessprachen erscheinen, und daß auch das Radio mehrere Sender besitzt. 
Darin kommt wiederum der föderative Charakter des Landes zum Ausdruck. 
Die Schweiz ist für eine zentrale Meinungsfabrikation, für eine Uniformierung 
der Presse, fü r die A l leinher r sch·aft der amtlichen Kommun i ­
q u e s ein hölzerner Boden. Es ist kein Zufall, daß die Zahl der Zeitungen mit 
großer Auflage versdlwindend klein ist und daß politisch farblose Zeitungen 
gegenüber der politisdlen Meinungspresse rast völlig versdiwinden. Das alles 
ist be i der verkehrspolitischen Aufklärung zu berücksidltigen und madlt diese 
zu einer Aufgabe, deren Erfüllung kein Schema verträgt; für die als einziges 
Rezept gilt: unendlich viel Geduld, gute Nerven und die Kunst des Vergessens. 
Die Demokratie wird mit vollem Redlt die Staatsform der Geduld genannt. Das 
beweisen auch die ersten hundert Jahre schweizerisdier Eisenbahnpolilik. Die 
Entwicklung machte hier einen Reifungsprozeß durdl, der keine Sprünge kennt 
und bei dem jeder Fortsdlritt nur sduittweise verwirklidlt werden konnte. 
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m . FöderaUsUsme Tendenzen in der Entwiddung des Automobil-
und Luftverkehrs 

AudI der Automobil- und Luftverkehr k,onnte sich über die politisme Gegeben­
heit des Föderalismus nicht hinwegsetzen. Zwar verlief hier die EntwicklulnQ 
s türmischer und in einem rascheren Rhythmus. Ja, der Automobilverkehr ist 
trotz seiner Freizügigkeit hinsichtlich der Automobilsteuern und des Slraßlm­
baues bis heute unter k a n ton ale rHo h e i t geblieben. Dafür besteht 
allerdings seit 1932 ein eidgenössisches Automobilgeselz. Erst 
seit diesem Zeitpunkt gelten im Gebiet der ganzen Schweiz die gleichen ver­
kehrspolizeilich.en und versic:herungsrechtlich.en Vorsduiften sowie eine ein­
heitlidte Straßensignalisation. Die Verfassungsgrundlage dafür wurde sdlon mit 
Art. 37 bis SV geschaffen. Es bedurfte aber verschiedener Anläufe, bis e in • 
eidgenössisches Automobilgesetz vor dem Volk Gnade fand. In die S t e u e r-
ho h e i t te i I e n sich zur Ze i t Bu nd und K a n to n e, wobei der Bund 
durdl. den sog. Benzinzoll eine einheitlidl.e TrejbstoHsteuer erhebt, die Kantone 
unter Berufung auf ihre Straßenhoheil eine nach den versdliedensten Gesidlts­
punkten abgesturte Pauschalsteuer beansprudlen . 
Diese Ordnung ist gewiß kein Muster an Ubersichtlichkejt und erwedc.t deshalb _ 
auch immer wieder die Verwunderung des Ausländers. Sie ist alles andere ,als 
logisdl und ersdlwert zugegebenermaßen eine einheitliche Straßenbaupolitik, 
namentlidt den Ausbau der Durchgangsstraßen. Die zweifache Be­
steuerung des Automobils durch Bund und Kanton und ein System von SubvE!ß­
lionen des Bundes und der Kantone an die Gemeinde- und Kantonsstraßen er­
klärt bis zu einem gewissen Grad die in der Sdtweiz berühmte Streitfrage, ob 
sidt der Automobilist am Staat bereidtere oder ob der Steuerzahler den Automo­
bilisten unterstütze. Es ist einleudl.tend, daß diese Streitfrage einmal entschie­
den werden muß, wenn die Beziehungen zwisdten Bahn und Auto im Sinn des 
Postulates der Eisenbahnen nach finanzieller Gleichbehandlung geregelt wer­
den sollen. 
Trotz all dieser Erschwernisse denkt aber in der Sdlweiz niemand daran, in i!Lb­
sehbarer Zeit die kantonalen Verkehrskompetenzen zu beseitigen und etwa E~in 
System von B und e s s t r a ß e n zu sdlaffen. Das ist wiederum mit verstan­
desmäßigen Erwägungen nicht zu fassen, wurzelt aber in der tiefen Abneigu:ng 
des Schweizers gegen jede Verschiebung im traditionellen Gleidlgewicht zwi­
sd::Len Zentralismus und Föderalismus. Gewiß sind unter dem Einfluß der Bun­
desbeiträge für den Straßenbau, namentlidl aum für die Alpenstra8en und der,en 
Offenhaltung im Winter, immer einheitlidlere Normen für den Bau und den 
Unterhalt zu erwarten. Von einer U be r t r agu ng der S traß e nh 0 h e i t 
an den B und ist aber ernstIidl. nidtt die Rede. Auch die Automobilverbände 
und das Transporlgewerbe laufen nicht et~a Sturm gegen diese Rechtszer­
splitterung.- Sie sind mit dem Zustande nidtt unzufrieden, der es ihnen z. B. 
ermöglicht, die Kantone mit den niedrigsten Automobilsteuern für den Stande,rt 
ihres Wagens aussuchen zu können. Die Feststellung darf also gemadtt werdEm, 
daß der Automobilverkehr von der föderalistisdten Staatsstruktur eher nodt 
stärker als die Eisenbahnen beeinflußt ist. Das Nebeneinander von e idgenössj· 
sdter Eisenbahnhoheit und kantonaler Straßenhoheit ersdtwert die gesetzgebe­
ris"che und vor allem finanzielle Behandlung des Verkehrs als Einhe it, wird aber 
in der Schweiz als Hypothek betrachtet, mit der man sidt abzufinden hat. 
Es mag vielleicht überraschen, daß sogar im L 1I f t ver k ehr e ine Zeitlang 
föderhlislisdle und regionale Tendenzen e ine Rolle spielten. Das war während 
der nodt gar nicht weit zurüdc.liegenden Periode, als eine Reihe privater 
Luftverkehrsgesell schaften und kantonaler Flugplätze ihre Lebensberechligung 
zu beweisen versuchten. Dieses Stadium darf heute als überwunden gelte.n. 
Die G r ü n dun g der S w iss air als einzige .. nationale Luftverkehrsgesell-
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schaft zu Beginn des Jahres 1947 wird zusammen mit dem neuen eidgenössisdten 
Luftfahrtgesetz, das im Laufe des Jahres 1949 in Kraft tritt und das seit 1920 
geltende provisorische Luftredtt ablöst, auch tatsächlich eine Ära der eidgenös­
slsdten Lufthoheit einleiten. In der Verfassung war allerdings die Grundlage 
dafür smon lange vorhanden, denn der entsprechende Verfassungsartikel datiert 
vom Jahre 1921. Jedoch verleugnet der moderne schweizerische Luftverkehr 
trotzdem die föderalistisdten Tendenzen nidtt. Darau f deuten einmal die drei 
großen für den internationalen und sogar interkontinentalen Flugverkehr mit 
beträchtlichen öffentlichen Mitteln ausgebauten F lug P I ätz e in Zürich· 
Kloten, Basel·Blotzheim (auf französischem Staatsgebiet) und Genf-Cointrin hin. 
Aber aum der Kapitalaufbau der Swissair, die neben dem Hauptsitz 
in Zürich neuerdings auch in Genf eine Direktion eingerichtet hat, stellt ein 
sorgfältig ausgewogenes Gleid::Lgewicht zwismen den einzelnen Landesteilen, 
den großen Kantonen und den Städten sowie zwischen der Privatwirtschaft und 
der Staatswirtschaft dar. Diese Tatsache ist um so bemerkenswerter, als es 
einen linienmäßigen innerschweizerisdlen Luftverkehr seit kurzem gar nidtt mehr 
gibt. Auch die Swissair versucht sich heute ganz auf den europäischen, in kurzem 
wohl audl auf den interkontinentalen Luftverkehr zu konzentrieren. 

fV. Aktuelle verkehrspolltiscbe Aufgaben 
Wie geht die Sdtweiz angesichts dieser starken föderalistischen Tendenzen in 
der Verkehrspolitik an die Lösung so schwieriger Gegenwartsaufgaben heran, 
wie sie die Verwirklidtung eines ein h e i tl ich e n Fi na n z re g i mes fü r 
den Eis e n bah n -, S t r a ß e n- und Lu ft v e rk ehr da rste 1l t, wie 
sie dem modernen Postulat der Gleichbehandlung der Verkehrs· 
mi t tel durch den S t a a t entspricht und wie sie vor allem in einem Fr i e­
densstatut zwischen Bahn und Auto gefunden werden soUte? Ge­
wiß stellt der Föderativstaat für die Lösung soldl.er Aufgaben eine schwierige 
Ausgangslage dar. Dies besonders, wenn man sich dazu die nadl. dem Krieg 
verschärfte anli-etatistische Stimmung des Schweizer Volkes vergegenwärtigt, 
wie sie erst kürzlidt wieder bei der Ablehnung der Ubernahme der Lausanner 
Verkehrsbetriebe durdt die Gemeinde in einer Volksabstimmung zum Ausdruck: 
kam. In der Schweiz herrscht heute als Reaktion gegen das Regime der Kriegs­
wirtsmaft eine ausgesprodlene Abneigung gegen staatssozial islische Experi­
mente nach ausländischem Vorbild. Die Schaffung von Mammutgebilden, wie sie 
die Zusammenfassurrg der versc hied ene n Verkehrsmittel 
10 einer Hand mit s idt brächte, würde vor dem Volk nie Griade finden. Der 
staatliche Einfluß wird sich daher nach wie vor nur auf die Aufsicht, die Mithilfe 
bei der Finanzierung und die Koordination unter völliger Freiheit des Werk­
verkehrs beschränken können. 
I. Dringend ist von den Eisenbahnen aus gesehen vor allem eine neu e 
G run dia g e für die Bau f i n a n z i e run g. Die der Offentlidtkeit seit 
kurzem bekannt gewordenen Vorschläge der Bundesbahnen haben allerdings bis 
jetzt e in sehr geteiltes Echo gefunden. Sie sind insofern revolutionär, als sie 
drei Jahre nach der Entsdtuldung der Bundesbahnen durch den Bund in einer 
harlumkämpften Volksabstimmung die These verfechten, daß für die Verwirk­
lidtung eines Zehnjahres-Bauprogramms neben dem Bund auch die Kantone 
und Gemeinden zur Mitfinanzierung beizuziehen seien. Revolutionär ist dieses 
Postulat deshalb, weil bis jetzt namentlich den Bundesbahn-Kantonen - es gibt 
daneben Kantone ohne einen einzigen Bundesbahnkilometer - alle finanziellen 
Sorgen für den Ausbau des Verk.ehrs abgenommen waren. Die sog. Finanz­
Autonomie als Korrelat zur verwaltungsmä8igen Selbständigkeit der Staatsbahn 
hatte die Kantone und Gemeinden zu glüddichen und finanziell unbesdlwerten 
Nutznießern des nationalen Verkehrsinstrumentes gemacht. Das kam z. B. 
drastisdl. zum Ausdruck bei den unter schwierigsten Verhältnissen im zweiten 
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Weltkr ie.9 fast ~u Ende ~eführten Elektrifikationsbauten, zeigte sich aber auch 
~onst bel den ,vielen regionalen. Ausbau- und Fahrplanwünsdlen . DesgleidtIen 
ubernahmen die Bun,desba.hnen. 1m Vorortverkehr der Städte kostspielige Ver­
kehrsaufgaben auf sich, die seit Jahrzehnten den städtisdlen Steuerzahler wie 
jenen der Vorortgemeinden spürbar entlasten. 
Dieses System erweist sich angesichts der Subventionierung der übrigen Ver­
k.ehrsmittel und des von allen Seiten anerkannten Ausbaubedarfes der Staats­
bahn immer deutlidler a ls auf die Dauer unhaltbar. Namentl ich erscheint es 
un~öglich. den großen Ausbaubedarf, der während der Sparperiode vor d.em 
Kneg und während des Krieges aus Materialmangel entstanden ist, allein aus 
den Ab sc h r e i bu n g s mi t tel n oder durch Au fna h mev 0 n A n­
l e i h e n, also durch eine Erhöhung der SBB-Schuld, zu finanz ieren. Die letz­
tere . Möglichkeit ist zwar im Bundesbahngesetz vorgesehen, bedarf aber der 
Zushmmu~g des Parlamentes und bei Zustandekommen des Referendums .gar 
der SanktIon durch das Volk. Es ist deshalb sehr unsicher , ob dieser Weg zum 
Erfolg führt, wenn z. B. der Genfer oder Basler auf diesem Weg über den Aus­
bau des Zürcher Hauptbahnhofes zu befinden hätte. 
Die Bundesbahnen machen deshalb heute den Vorschlag, dem föderativen 
Moment entsprechend neben dem Bund auch. die Kantone und evtL die Gemein­
den nach Maßgabe ihrer Interessen an der Finanzierung von Bahnhof-Erwei.te­
rungen, der Beseitigung von Niveaukreuzungen usw. zu beteiligen. Der Ge­
danke solcher "Interessenbeiträge" besitzt in der Schweiz insofern bereits -ein 
Vorbild, als er bei der Arbeitsbeschaffung wie auch bei der Privatbahnsaniemng 
von 1939 mit Erfolg zur Anwendung gekommen ist. Es gibt sich wohl niemcLnd 
der Illusion hin, daß in einer Referendumsdemokratie eine gesetzgeberisch so 
schwierige Aufgabe, wie sie die Baufinanzierung der Eisenbahnen darstellt, im 
ersten Anlauf gelöst wird. Wichtig ist deshalb allein schon die Erkenntnis, daß 
es sich hier um ein Problem handelt, das im Interesse aller auf die Bahnen an­
gewiesenen Volkskreise, (und das ist praktisch, trotz e inem hochentYlick.elt.en 
Aulomobilverkehr, die ganze Bevölkerung) so oder so gelöst werden muß. 
Von Bedeutu ng ist auch die Tatsache, daß es sidl keineswegs etwa um den Bau 
neuer Linien, sondern um den Ausbau des bestehenden Verkehrsapparates han­
delt. Es geht vor allem um die Erstellung von Doppelspuren, um die Erweite­
rung und Modernisierung von Bahnhöfen, um die Verbesserung der Sicherheits­
einrichtungen, um die Beseitigung von Niveauübergängen und vor allem um die 
Erneuerung des RoHmaterials. Viel e die s e r Ba u t en wer d en v t) n 
öffentlicher und privater Seite seit Jahren immer wieder 
mit Na c h d r u c k ver I an g t. Sie werden bei einem Nachlassen dei' Kon­
junktur nicht etwa überflüssig. Der Ausbau des Verkehrsapparates kann ebenso­
wep.ig wie die Landesverteidigung auf solche Schwankungen Rücksicht nehml~n, 
wenn man nidlt zu hödlst gefährlichen Improvisationen Zuflucht nehmen will. 
Der zusätzlidl mit Hilfe Dritter zu finanzierende Baubedarf wird von den SBB 
für die nächsten 10 Jabre auf jährlich 40 Millionen Franken veranschlagt. 
Die oberste Verkehrspolitik der Schweiz steht hier vor einem ebenso folgEm­
sdlweren Entscheid wie bei der seinerze itigen Privatbahnhilfe und wie bei der 
Entschuldung der Bundesbahnen. Werden die Eisenbahnen jetzt ihrem Schi'cksal 
überlassen, so bedeutet das einen kaum wieder gutzumachenden Vertrauens­
verlust. Im Inland geraten dann die Eisenbahnen gegenüber den übrigen V'~r­
kehrsmitteln deutlich ins Hintertreffen. Im Ausland verlieren sie gar bald den 
Weltruf der Fortschrittlichkeit, den ihnen die mutige und vor bald 30 J ahren 
gegen ein Heer von Unglauben durchgesetzte Umstellung auf die weiße Kohle 
eingebracht hat. Ein solcher Ruf bedeut~t ein Vertrauenskapital für unser Land, 
das wir um so mehr mit ganzer Kraft erhalten wollen, a ls im vergangenen Krieg 
die Leistungsfähigkeit unserer elektrifizierten Bahnen zur Erhaltung unserer 
Unabhängigkeit einen gewichtigen Beitrag beigesteuert hat. 
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2. Die Vorschläge fü r eine neue Baufinanzierung de r Bundesbahnen sind ein Aus­
schnitt aus dem weitreichenden und heiklen Postulat der G lei e h b e h a nd­
lu n g der Ver k ehr s m i t tel durch den Staat. Niemand stellt in Abrede, 
daß die Benützer der Eisenbahnen heute vom Staat ungünstiger behandelt wer­
den als die Benützer aller übrigen Verkehrsmittel. Denn den Eisenbahnen hat 
in der Schweiz bis jetzt niemand den Bau der festen Anlagen und der kost­
spieligen Verkehrssicherung abgenommen. Bei Ba h n hof bau t e nun d 
Doppelspuren, bei Stellwerken und Niveaukreuzungen 
gibt es kein Vorbild von Millionenbeiträgen des Steuer­
zahlers, wie das beim Bau und Betrieb von Flugplätzen , 

'v 0 n Alp e n s t r a ß e n, Par k p 1 ätz e nun d der mo der n e n S t r a ß e n­
si g n a I isa t ion der Fall ist. Der Bahnbenützer kommt also mit seinem 
Billett oder Frachtbrief für Dinge auf, für die im Luft- und Straßenverkehr wenig4 

stens teilweise der Steuerzahler i;\ufkommt. Dieser kurze Hinweis genügt schon, 
um zu erkennen, daß es sich bei dem von den Eisenbahnen aufgestellten Postulat 
der GI e ie h beh a n d I u n g der Ve rk ehr s mit te I vor allem um einen 
Finanzausgleich von großer Tragweite handelt. An seiner Lösung sind nicht 
nur die Eisenbahnbenülzer, sondern auch der Bund, die Kantone, Gemeinden und 
die Automobilisten und Flugpassagiere, letztlich jeder Steuerzahler, interessiert. 
Die Lösung wird noch kompliziert durch das Fehlen e iner zuverlässigen Rech­
nungsführurig über die Straßenkosten und durch eine Aulomobilbesteuerung, in 
die sich Bund und Kantone teilen. Der Versuch, die finanzielle Gleichbehand­
lung der ,verkehrsmittel im Rah me n de r B.u nd e s f i n a nz re f o rm zu 
verwirklichen, ist gescheitert. Diese wirft gegenwärtig in der Schweiz hohe 
Wellen, weil es sich um die möglichst gerechte Verteilung der im Krieg auf über 
10 Milliarden aufgelaufenen Schulden des Bundes handelt, als9 ein Problem, 
das an und für sich schon schwierig genug ist. Immerhin gilt diese gesetzgeberi­
sche Aufgabe nun bei den Bundesbehörden als angemeldet. Es handelt sich 
dabei um ein Fernziel der eidgenössisdJ.en Verkehrspolit ik, das erst dann er' 
reicht ist, wenn der grundlegende Artikel der Bundesverfassung über die förde­
rung von öffentlichen Werken auch wirklich eine gleichmäßige Förderung aller 
Verkehrsmittel sidlerstellt. 
Privatbahnen und Bundesbahnen erhoffen von der Erreichung dieses Zieles die 
endliche Beseitigung einer stoßenden und in ihren Ausw i r­
kungen sichtbar unsoz i alen Versc h iedenbehandlung der 
Ver k ehr s mit tel. Sie erblicken darin das unerläßlidle Fundament für eine 
bessere Zusammenarbeit im Verkehr. 
3. Die Herstellung eines Gleichgewichtes zwischen Bahn und Auto hat nach der 
Verwerfung des sog. Verkehrsteilungsgesetzes im Jahr 1935 durch das Volk bis 
jetzt in der Schweiz keine dauerhafte Lösung gefunden. Zwar besteht seit 1940 
die auf Vollmachtenrecht beruhende sog. Au tot r ans par tor d n un g, die 
auf Ende 1950 in ein Bundesgesetz übergeführt werden soll. Jedoch handelt es 
sich hier in erster Lin ie um einen Gewerbesdlutz zugunsten der Autotranspor­
teure, der sich indirekt allerdings auch für die Eisenbahnen vorteilhaft auswirkte. 
Diese Ordnung war vom Transportgewerbe selber in der Zeit der Wirtschafts­
krise dringend gewünsdlt worden. Sie soHte das Gewerbe durch Einführung 
der Bedürfnisprüfung, unter Anerkennung der Fre iheit des Werkverkehrs, sowie 
durch einen Gesamtarbeitsvertrag zur Regelung der Löhne, der Arbeits- und 
~Ferienzeit, vor den Auswüd'lsen einer wilden und oft auch die Verkehrssicher 4 

.. heit beeinträchtigenden Konkurrenz schützen. Ge lingt es, in Zukunft auch eine 
Tarifordnung und allgemeine Transportbedingungen aufzustellen, so kann das 
neue Bundesgesetz einen gewichtigen Beitrag für ein friedlicheres Verhältnis 
von Bahn und Automobil darstellen. 
Jedoch sind die Aussichten für eine solche Gesetzgebung heute eher weniger 
günstig als vor dem Krieg. Besonders die Berechtigung des Ver bot e s des 
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so g. ge m i se h te n Ve rk eh rs. das einer allzu starken Zunahme des 
Werkverkehrs steuern will, wie überhaupt das Konzessionssystem an ~;idl. 
werden bereits da und dort smon wieder grundsätzlidl bestritten. 

V . Ausblldt in die Zukunft 

Ich bin mir bewußt, Ihnen nur einen sehr beschränkten und willkürlichen Uber­
blick über den gegenwärtigen Stand der sdlweizerisdten Verkehrspolitik gege­
ben zu haben. Es schien mir aber richtig, Ihnen vor allem nüht die Hemmungen 
und Erschwerungen zu versdtweigen, die der Föderalismus im sdlweizerischen 
Bundesstaat für die Verkehrspolitik mit 5ith bringt und mit sich bringen muß, 
Solche na t ion ale n Ge 9 e ben h e i t e n spielen notwendigerweise in der 
Verkehrspolitik jedes Landes immer eine große Rolle. Sie madlen manchen 
Vergleich von vornherein illusorisch und verfälschten leicht e in Werturteil, wenn 
s ie nicht berüdc.sichtigt werden. Um solche natiQnalen Gegebenheiten als trei~ ' 
bende Kräfte auch der Verkehrspolitik wirklich zu erfassen, dafür braucht. es 
me hr als nur ein theoretisches Studium oder ein noch so aufgehäuftes Filch­
wissen. Es bedarf dazu eines möglichst intensiven Kontaktes von Volk zu Volk 
und eines freien Gedankenaustausches, wie er leider in Europa seit einem Jnhr­
zehnt nur mehr wenigen privilegierten Kreisen möglich war. Die Schweiz wird 
trotz ihrer föderalistischen Staatsstruktur alles daran setzen, was in ihren 
schwachen Kräften steht, um in möglichst naher Zukunft wieder einen Erfah­
rungsaustausch auf universeller Grundlage sicherzustellen. Sie wird im vor­
dersten Glied stehen , wenn es darum geht, europäischem Verkehrsdenken und 
einer europäischen Verkehrsgemeinsdlaft zwischen gleichberedltigten Partnern 
zum Durchbruch zu verhelfen! 
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Das tarifarisme Verhältnis 
von Eisenhahn und BinnensdIiffahrt in Vergangenheit 
und Zukunft, ahgeleitet am Beispiel der Elbesmiffahrt 

Von Prof. Dr. Paul Schulz-Kiesow, Hamburg 

Inhaltsübersicht: 
I. Die Elbesdliflahrt unter dem Einfluß volkswirtsdlaftlicher Struktul'wandlungen. -
II. Die s tarke Förderung der Elbesdliffahrt durdl die Sächsische Staatsbahn und die 
große Tiefe des Hinterlandes der sädlsisdlen EIbehäfen im Jahr 1914. - JII. Der ge­
brochene Verkehr und seine Bedeutung für die Binnensdliffahrt. - IV. Der Neuaufbau 
des Regeltarifs durch die Reichsbahn und dessen Auswirkungen auf die Wettbewerbs­
fähigkei t der Binnensdliffahrt. - 1. Allgemeines zur Frage der Bildung der Fradltslitze 
des Eisenbahngütertarifs" mit Hilfe der Wertstalfel und der EntfernungsstaUel. - 2. Der 
Kampf der Binnenschiffahrt gegen die Entfernungsstaffel der Reichsbahn. - 3. Die 
Forderung von Binnenumsdllagstarifen zum Ausgleich der sdlädlichen Auswirkungen 
des Staffeltarifs auf die Binnensc:hiffahrt und die Unmöglichkeit der Erstellung allge­
meiner Binnenumsc:hlagstarife mit Regeltarifdlarakter. _ 4. Die unverständlic:herweise 
ablehnende Einstellung der BinnenschIffahrt gegenüber der WertstaffeJ der Reichsbahn. 
5. Die tatsächliche Bedeutung des WerUarifsystems der Reichsbahn für das Massengut­
geschäft der Elbesc:hiffahrt im Fall ihrer Wettbewerbsaufnahme gegen einen gesdllosse· 
nen Bahnweg von 200--300 km Länge. - 6. Der Einfluß der Wertstaffel der Reidlsbahn 
auf das Massengutgeschäft der Elbesc:hiffahrt in Verkehrsrelationen, bei denen der 
gebrochene Verkehr gegenüber dem direkten Sdlienenweg durdl die Entfernungsstaffel 
benachteiligt wird. - 7. Die durdl die Wertstaffel der Reichsbahn noch verstärkte 
Monopolste Ilung der BinnenschIffahrt im Verkehr von Wasserplatz 'tu Wasserplatz. -
8. Die vorteilhaften Auswirkungen der Wertstaffel auf das Frac:htgut-> und Stückgut­
gesdläft der E1besdliffahrt, nadlgewiesen am Beispiel der VerkehrsreJation Hamburg­
Sac:hsen. - 9. Die Ausnahmetarife der Reichsbahn als die eigentliche Ursac:he der ernsten 
&:einträchtigung der ~ettbewerbsfähigkeit d'er Elbesdliffahrt im gebroc:henen Verkehr 
mIt relativ weiten Zu- und Ablaufstre<ken von und nadl den Binnenhäfen seitens der 
Reichsbahn. 
V. Die Ausnahmetarife der Reic:hsbahn in ihrem Einfluß auf die Wettbewerbsfähigkeit 
des gebrodlenen Verkehrs und die Notwendigkeit einer verstärkten Binnenumsdllags­
tarifierung. - I. Die Ausnahmetarife für den innerdeutsc:hen Verkehr (B-Tarife) und 
ihre Rückwirkungen auf den kombinierten Eisenbahn-BinnensdllHahrtsweg. - a) Die 
Wettbewerbstarife gegen die Binnensc:hiffahrt. - b) Industrie-UnterstOtzunllstarlfe mit 
für die Binnensdliffahrt sdlädlidlen Nebenwirkungen. - 2. Die auch den Binnen­
umsc:hlagshäfen zugute kommenden · allgemeinen Ausfuhrtarife (A-Tarlfe) und der 
AT 24 A in seiner grundsliulichen Bedeutung für die Binnenschlffahrt. - a) Die 
A-Tarife, welche auch die Ausfuhr iiber die Binnenumschlagshäfen fördern. - b) Der 
AT 2.4 A und die Gründe, weldle gegen die Föroerung des gebrochenen Verkehrs in 
mittel- und hoc:hwertigen Außenhandelsgütern durch einheitlic.be A- und E-Tarife 
ebenso sehr wie durc:h allgemeine Binnenumsdllagstarife mit Regeltarifdlarakter 
spredlen. - 3. Die Beeinträchtigung des gebrochenen Verkehrs durch die Seehafen­
Ausnahmetarife. _ a) Schädliche Auswirkunoen bestimmter Seehafen tarife auf das 
MassengutgeschAft der Elbeschiffahrl. _ b) Die das Frachtgut- und Stückgutgeschäft 
der Elbeschlflahrt beelnträdltigenden Seebafen-Ausnahmetarife. - SchluBbelracbtungen. 

I. 
Die Elbesch1Hahrt unter dem EinHuB volkswirtschaftlldler Strukturwandlungen 

Während auf den meisten deutschen Wasserstraßen naeb dem ersten Weltkrieg 
ein starker Verkehrsaufschwung zu verzeichnen war, erreidlte die Elbesdliffahrt 
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